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Bonn, den 16. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Institutionalisierung der Nordatlantischen Versamm- 
lung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jaeger, Blumen - 
feld, Pöhler, Jung und Genossen 
— Drucksache VI/335 — 


Ist die Bundesregierung bereit, sich im Nordatlantikrat dafür 
ein 2 usetzen, daß die Nordatlantische Versammlung entspre- 
chend der von ihr am 21. Oktober 1969 angenommenen Ent- 
schließung III ihres Politischen Ausschusses (Drucksache VI/191, 
S. 3/4) als ständiges beratendes parlamentarisches Organ des 
Nordatlantischen Bündnisses institutionalisiert wird? 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Die Bundesregierung ist sich des großen Wertes der Arbeit der 
Nordatlantischen Versammlung für die Allianz bewußt. Die 
Nordatlantische Versammlung ist das Bindeglied zwischen der 
Allianz und den Parlamenten der Mitgliedstaaten. Die Emp- 
fehlungen und Entschließungen der Versammlung befruchten 
die Diskussion von NATO-Fragen in den Parlamenten der Mit- 
gliedstaaten. Sie werden von den Regierungen der NATO- 
Staaten und vom NATO-Rat sorgfältig zur Kenntnis genom- 
men und fördern die Bemühungen des NATO-Rats einen Kon- 
sensus zwischen den Auffassungen der 15 Mitgliedstaaten her- 
zustellen. 

Die Bundesregierung hat volles Verständnis für den Wunsch der 
Nordatlantischen Versammlung, als ständiges beratendes Organ 
des Bündnisses institutionalisiert zu werden. Nach Auffassung 
der Bundesregierung stehen jedoch der Erfüllung dieses Wun- 
sches rechtliche und politische Hindernisse entgegen. Im Unter- 
schied zum revidierten Brüsseler Vertrag sieht der Nordatlan- 
tik-Vertrag keine parlamentarische Versammlung vor. Ohne 
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eine Vertragsänderung, die nach Auffassung der Bundesregie- 
rung nicht durchsetzbar ist und daher nicht versucht werden 
sollte, wäre eine Institutionalisierung der Versammlung kaum 
zu verwirklidien. Die Bundesregierung hält es daher unter den 
gegebenen Umständen für besser, pragmatisch vorzugehen, die 
Zusammenarbeit zwischen dem NATO-Rat und der Nordatlanti- 
schen Versammlung zu fördern und nach Möglichkeit noch en- 
ger zu gestalten. Sie wird sich auch in Zukunft stets von diesem 
Bestreben leiten lassen. 


Ralf Dahrendorf 
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